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An Herrn H. Orth
Stadtkämmerer 
Bad  Münstereifel
Rathaus
53902 Bad Münstereifel

Sehr geehrter Herr Orth,                                                                    Bad Münstereifel, den 26.3.2013

danke für Ihre Ausführungen zu den Gründen für den Ratsbeschluss vom 19.3.2013, die wir im Rahmen unserer Beratung zum Bürgerbegehren zur Kenntnis nehmen durften, selbstverständlich aber auch gerne früher schon wahrgenommen hätten.

Wir schätzen Ihre Fachkompetenz  im allgemeinen sehr, stehen aber hinsichtlich Ihrer Ausführungen bezüglich des von Ihnen behaupteten Investitionsverbotes in alles andere als „Pflichtaufgaben“ unter dem Nothaushaltsrecht vor einem Rätsel: 
Ist Ihnen bei der Beurteilung der Fähigkeit der Stadt Bad Münstereifel, eigene Investitionen in die Schaffung von Parkplätzen zu tätigen, eventuell unabsichtlich der Irrtum unterlaufen, den Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales des Landes NRW vom 7.3.2013 übersehen zu haben ?

Zitat „Ausführungserlass“ vom 7.3.2013 des Ministeriums für Inneres und Kommunales des Landes NRW  zur Haushaltskonsolidierung nach der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und nach dem Gesetz zur Unterstützung der kommunalen Haushaltskonsolidierung im Rahmen des Stärkungspaktes Stadtfinanzen (Stärkungspaktgesetz) 

hier aufrufbar:


http://www.mik.nrw.de/themen-aufgaben/kommunales/kommunale-finanzen/kommunale-haushalte/daten-berichte/haushaltsstatus/aenderung-76-go.html  

„§ 6 Stärkungspaktgesetz eröffnet die Möglichkeit auch solche 
Maßnahmen zum Gegenstand der Sanierungsplanung zu machen, 
deren Wirtschaftlichkeit sich nur über einen längeren Zeitraum darstellen lässt. So kann beispielsweise ein Haushaltssanierungsplan Projekte, Personal-

entwicklungs- oder Investitionsmaßnahmen enthalten, die rechtlich nicht 

geboten sind (sog. freiwillige Leistungen), aber die finanzwirtschaftliche 

Situation innerhalb des Konsolidierungszeitraumes zu verbessern helfen; derartige Maßnahmen stehen für sich genommen einer Genehmigung des Haushaltssanierungsplans nicht entgegen.“

Hiernach wäre also die Stadt prinzipiell mit Verabschiedung und Genehmigung ihres Haushaltssicherungskonzeptes durchaus in der Lage, selbsttätig Investitionen in den Parkplatzbau durchzuführen. Nach Aussagen des Herrn Bürgermeisters wäre das städtische Haushaltsicherungskonzept auch spätestens im Sommer verabschiedet, jetzt vorbereitet ließen sich dann innerhalb von 4-8 Wochen Parkplätze vor den Hallen im Goldenen Tal rechtzeitig zur projektierten Eröffnung des Outlets im September 2013 schaffen.
Darüber hinaus ist es zwar zutreffend, dass der bisherige Plan und Ratsbeschluss vom 19.3.2013 zur Veräußerung der kommunalen Grundstücke etc. die Billigung der Kommunalaufsicht gefunden hat, diese Tatsache bedeutet aber keinesfalls, dass jegliche andere Lösung bei der Schaffung von Parkraum durch die Gemeinde selber nicht die Billigung der Kommunalaufsicht fände, insbesondere, wenn man die seit dem 7.März 2013 geklärte Rechtslage berücksichtigt

Insofern erscheinen uns sowohl Ihre Erläuterungen vom 22.3.2013 als auch die Ausführungen des Herrn Bürgermeisters im noch aktuellen Amtsblatt letzter Woche als spätestens seit dem 7.3.2013 obsolet, weil sie beide auch keinesfalls den Umkehrschluss zulassen oder bestätigen, dass ein anderer Lösungsvorschlag des Rates „zur Behebung des Parkproblems“ nicht die Billigung der Kommunalaufsicht gefunden hätte oder finden würde.
Darüber hinaus wäre  ein nicht unerheblicher Teil einer Investition in kommunale Parkplätze im Goldenen Tal schon durch die in diesem Falle notwendigen Stellplatzablösesummen der Investoren zu erbringen, da diese inzwischen bei bereinigtem Baupreisindex gegenüber  dem Basisjahr 1980 außerhalb des Mauerringes ca. 2.900 Euro pro Stellplatz betragen. 

Unklar scheint offiziell die Anzahl von abzulösenden Stellplätzen zu sein, da es hierüber verschiedenen Meinungen, aber keine verbindliche Aussage gibt. Wir bitten Sie hiermit auch in diesem Punkt ausdrücklich um eine zeitnahe Aufklärung, für wie viele Stellplätz denn nun die Investoren-Parkhaus-GmbH gegebenenfalls Stellplatzablösesummen zu zahlen hätte.
Zusammenfassend bitten wir Sie dringend, unseren in weitgehender Übereinstimmung  mit der Auffassung einer auch zahlenmäßig wichtigen Gruppe der Ratsmitglieder vorgetragenen Vorschlag einer eigenen kommunalen Parkraumschaffung ernsthaft und zügig auch angesichts des neuen Ausführungserlasses vom 7.3.2013 auf seine Umsetzbarkeit hin zu überprüfen und kurzfristig in die Haushaltsplanberatungen einzufügen.

Unserer Auffassung nach stünde einer fristgerechten Umsetzung  der Schaffung von Zusatzparkplätzen durch die Kommune selber bis Ende Juli oder Ende August 2013 kein Hindernis im Wege. All dies wäre problemlos auch während unseres eingeleiteten Bürgerbegehrens möglich, welches nie gedacht war die Parkplatzschaffung zu behindern, sondern im Gegenteil deren kommunale Umsetzung zu fördern, wie wir grundsätzlich die Kommune insgesamt finanzpolitisch und in Bezug auf ihre eigenständige Gestaltungsmacht stärken wollen.

Wir verbleiben für heute
mit freundlichen Grüßen

IG Stadtentwicklung Bad Münstereifel
i.V. Norbert Heckelei und Ralf Pannen
Vertretungsberechtigte Bürgerbegehren
